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Nach hundert Tagen Amtszeit ist klar, dass Pedro Castillo keinen kohärenten politischen Plan 

verfolgt, um seine radikalen Wahlversprechen tatsächlich umzusetzen. So beugte er sich der 

Opposition im Kongress, als er von fragwürdigen Politik- und Personalentscheidungen 

abrückte. Inzwischen hat er sich auch von weiten Teilen der Partei „Perú Libre“ distanziert, die 

sich selbst als marxistisch bezeichnet. Wie sich die politische Ausrichtung des Präsidenten 

entwickeln wird, bleibt jedoch offen. 

 

Ein schweigender Präsident ohne politische Strategie 
 

Zum zweihundertjährigen Jubiläum der Unabhängigkeit der Republik Peru, dem 28. Juli 2021, 

ist Castillo in sein neues Amt eingeschworen worden. In seiner Vereidigungsrede sprach er 

von der Etablierung einer Verfassunggebenden Versammlung, seinem Auszug aus dem 

Regierungspalast aufgrund der kolonialen Geschichte des Ortes sowie von der 

Neuausrichtung der Wirtschaft. Keines dieser Versprechen hat er bisher erfüllen können. 

Erklären konnte er seine politische Strategie auch nicht, denn seit seiner Amtsübernahme hat 

Castillo neben drei kontroversen Ansprachen kein einziges Interview gegeben.  

 

Neben mangelhaften Kommunikationsfähigkeiten leidet Pedro Castillo an einem fehlenden 

Netzwerk erfahrener und fähiger Politiker. Besonders deutlich wurde dies, als sich die 

Vereidigungszeremonie seines ersten Kabinetts um Stunden verspätete, weil er einen Teil der 

ausgewählten Minister erst noch überreden musste, ihre Posten tatsächlich anzunehmen. Die 

Umstände haben zu einem Machtvakuum geführt, welches das Ansehen des Präsidenten 

beschädigt und das Vertrauen in die Regierungsführung gemindert hat.  

 

Die Auswahl seines ersten Kabinetts empfanden viele als Affront, denn unter den neuen 

Ministern befanden sich politische Extremisten mit wenig oder keiner Führungserfahrung in 

politischen Ämtern. Bei der Wahl der Regierungsmannschaft hatte Vladimir Cerrón, der 

radikale Generalsekretär der Regierungspartei „Perú Libre“, entscheidenden Einfluss geübt. 

„Inakzeptabel und beschämend“ („Inaceptable y vergonzoso“) hieß es auf dem Titelblatt der 

angesehensten Tageszeitung des Landes „El Comercio“ am Folgetag.1 

 

Als Erster unter Gleichen wurde Guido Bellido zum Premierminister ernannt. Gegen ihn und 

Cerrón wird wegen Korruptionsverdacht hinsichtlich der Finanzierung der 

Wahlkampfkampagne des Präsidenten ermittelt. Bellido wird zudem vorgeworfen, eine 

Abgeordnete vor seinem Amtsantritt sexistisch beleidigt zu haben. 

 
1 „El Comercio“, 30. Juli 2021, Ausgabe Nr. 91229, S. 1. 
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Als weiterer Skandal galt die Ernennung von Hector Bejar zum Außenminister. Der Soziologe 

hat seine Guerilla-Ausbildung in Kuba absolviert und organisierte Anfang der sechziger Jahre 

Guerilla-Bewegungen in Bolivien. Im Jahr 1965 führte er die Nationale Befreiungsarmee in 

Ayacucho an, bevor er ein Jahr später inhaftiert wurde. Er ist Verfechter eines sozialistischen 

Wirtschaftssystems; diplomatische Erfahrung hat er jedoch nicht vorzuweisen. Nachdem 

Bejar erklärte, dass die maoistische Terrororganisation „Sendero Luminoso“ eine Schöpfung 

der peruanischen Marine und der CIA gewesen sei, musste er bereits Mitte August von seinem 

Amt zurücktreten. Als neuer Außenminister wurde der Karrierediplomat Óscar Maúrtua 

eingesetzt. 

 

Trotz dieser Kontroversen wurde das Kabinett Ende August vom Kongress bestätigt. 

Hauptgrund dafür waren taktische Erwägungen. Aus Sicht der Kongressmehrheit sollte 

Castillo nicht die Chance gegeben werden, nach Ablehnung der Regierungsmannschaft die 

Vertrauensfrage stellen zu können. Bei einer zweimalig abgelehnten Vertrauensfrage hätte er 

nämlich jenen Kongress auflösen und seine radikalen Politikvorhaben ohne die Opposition in 

der Legislative umsetzen können. 

 

Die ersten Monate der Amtszeit des neuen peruanischen Staatspräsidenten waren von einer 

ständigen Auseinandersetzung zwischen Exekutive und Legislative geprägt. Zunächst konnte 

die Opposition wichtige Ausschussvorsitze für sich gewinnen, darunter die Ressorts für 

Wirtschaft, Bildung, Verfassungsfragen sowie Verteidigung und Geheimdienst. Und auch die 

Kongresspräsidentin María del Carmen Alva positionierte sich dezidiert gegen die Regierung. 

Als sie konstatierte, dass die „Straße“ die Absetzung des Präsidenten fordere („la calle pide 

vacancia presidencial“)2, stellte die Fraktion der Regierungspartei „Perú Libre“ erfolglos einen 

Misstrauensantrag gegen sie. Die ständige Konfrontation führte dazu, dass der Präsident und 

sein Kabinett praktisch nicht regierungsfähig waren. 

 

Hierzu gesellten sich Machtkämpfe zwischen den gemäßigten und radikalen Linken, was 

wiederum zu einer Verschlechterung des Verhältnisses zwischen Castillo und seinem 

Kabinettschef Guido Bellido führte. Der Präsident begann, sich der weniger extremen Linken 

Veronika Mendoza und ihrer Fraktion „Nuevo Perú“ anzunähern, wohingegen sich der 

Premierminister zu den radikaleren Positionen von Cerrón bekannte. Dies führte in der Folge 

zu einer Spaltung der Kongressfraktion innerhalb der Regierungspartei „Perú Libre“ zwischen 

den Anhängern Castillos und Cerróns. Es wurde davon berichtet, dass die Anhänger Castillos 

Unterschriften sammelten, um ihre eigene Partei zu gründen und damit eigene Kandidaten 

für die Kommunal- und Regionalwahlen 2022 aufzustellen. 

 

Infolge der politischen Auseinandersetzungen mit dem Präsidenten ist Premierminister 

Bellido Anfang Oktober zurückgetreten. In diesem Zuge kam es auch zu einer weitreichenden 

Neubesetzung des Kabinetts. Dieses wird nun angeführt durch die neue Premierministerin 

Mirtha Vásquez des sozialistischen Bündnisses „Frente Amplio“. Sie war während der 

Regierung des ehemaligen Präsidenten Francisco Sagasti Kongresspräsidentin und weist 

somit wichtige politische Erfahrung auf. 

 

Die Ernennung von Vásquez wird als Triumph für die Fraktion von Verónika Mendoza 

gewertet, denn die neue Premierministerin distanzierte sich gleich zu Beginn von „Perú Libre“, 

indem sie erklärte, dass eine Verfassunggebende Versammlung keine Priorität für ihre 

Regierung sei. Daraufhin riefen die extremeren linken Abgeordneten von „Perú Libre“ gegen 

die Bestätigung von Vásquez als Premierministerin auf. Sie sehen sich im neuen 

Regierungsprogramm nicht mehr repräsentiert. 16 der 37 Abgeordneten der Partei „Perú 

Libre“ stimmten demzufolge – genauso wie die gesamte Fraktion der konservativen Fujimori-

Partei „Fuerza Popular“ – gegen das neue Kabinett. Trotzdem reichte es mit 68 von 130 

 
2 https://elcomercio.pe/politica/maria-del-carmen-alva-la-calle-pide-vacancia-presidencial-nndc-noticia/ 

(abgerufen am 7. November 2021). 

https://elcomercio.pe/politica/maria-del-carmen-alva-la-calle-pide-vacancia-presidencial-nndc-noticia/
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Stimmen knapp für die einfache Mehrheit, um das Kabinett zu bestätigen. Ausschlaggebend 

dafür waren insbesondere die moderaten Kräfte, die in der neuen Regierungsmannschaft die 

Chance für eine Abgrenzung Castillos von „Perú Libre“ sahen. 

 

In das neue Kabinett wurden aber auch kontroverse Minister eingesetzt. Besonders wurde die 

Ernennung von Luis Barranzuela zum Innenminister aufgrund seiner Tätigkeit als Anwalt von 

„Perú Libre“ im Zusammenhang mit Korruptionsvorwürfen kritisiert. Nachdem der Minister 

trotz verschärfter Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie am 31. Oktober in seinem 

Haus eine Halloween-Party veranstaltete, musste er nach weniger als einem Monat sein Amt 

niederlegen. Mit seinem Nachfolger, dem ehemaligen Staatsanwalt Avelino Guillén, steht Peru 

vor dem dritten Innenminister innerhalb von weniger als dreieinhalb Monaten. 

 

Gescheiterte Reformpolitik ohne Plan und Ziel 
 

Die ersten hundert Tage der Amtszeit von Pedro Castillo zeichnen sich nicht nur durch 

politische Machtkämpfe innerhalb des Führungskreises, sondern auch durch eine verfehlte 

Umsetzung der wirtschaftspolitischen Agenda aus. 

 

Der Wert des peruanischen Sol ist nach dem Amtsantritt des Präsidenten stark gesunken und 

erreichte Anfang Oktober ein Allzeittief, bevor eine leichte Erholung mit dem nun erfolgten 

Kabinettswechsel eintrat. Die Preise für Lebensmittel, Gas und Benzin sind gestiegen und ein 

Ausdruck für die verhältnismäßig hohe Inflation im Land, die im letzten Jahr ca. fünf Prozent 

betrug. Ein Hauptgrund dafür, dass der peruanische Sol und damit auch die Inflationsrate 

nicht noch mehr unter der politischen Instabilität gelitten haben, war die Bestätigung des 

erfahrenen Direktors der peruanischen Zentralbank Julio Velarde um weiter fünf Jahre. 

 

Um die Wirtschaft wiederzubeleben hat Castillo die Auszahlung eines Bonus („Bono Yanapay“) 

für Familien, die besonders von Armut betroffen sind, umgesetzt. Zudem hat die Regierung 

sechs arbeitsfreie Tage bis Ende des Jahres für Angestellte im öffentlichen Bereich 

beschlossen, um den Tourismus und die wirtschaftliche Reaktivierung zu fördern. Diese 

Maßnahmen werden das Vertrauen in die peruanische Wirtschafts- und Fiskalpolitik aber 

kaum wiederherstellen. 

 

Insgesamt konnte sich die Wirtschaft nach dem Einbruch um ca. elf Prozent im Zuge der 

Corona-Pandemie und der politischen Krise im Jahr 2020 mit bis zu zwölf Prozent 

Wirtschaftswachstum im Jahr 2021 wieder erholen, doch ist im kommenden Jahr keine 

Erhöhung der Privatinvestitionen zu erwarten. Dafür sind sowohl der anhaltende Wunsch des 

Präsidenten nach Verstaatlichung, als auch seine Unterstützung der Anti-Bergbau-Bewegung 

und sein Mangel an politischer Führung verantwortlich. 

 

Castillo hat in den ersten Monaten seiner Amtszeit eine Reihe von radikalen 

Wirtschaftsreformen angestoßen, die durchweg von der Opposition abgelehnt wurden. 

Hierzu zählt die angedachte Umsetzung einer zweiten Agrarreform nach Vorbild von Juan 

Velasco Alvarado, die am Jahrestag des Putsches des linken Militärdiktators im Jahr 1968 

angekündigt wurde. Bei der „Reform“ handelte es sich jedoch nicht um eine klare 

Gesetzesinitiative, sondern um eine emblematische Konfrontation mit dem Kongress. Ohne 

überhaupt einen konkreten Vorschlag einzubringen, forderte der Premierminister, die 

Auflösung des Kongresses im Falle einer Ablehnung der Reform („Si no la aprueban, que se 

regresen”).3 

 

Es standen sogar Initiativen zur Verstaatlichung natürlicher Ressourcen im Raum. Auf einer 

Kundgebung forderte Castillo den Kongress der Republik auf, gemeinsam an einem Gesetz 

zur Verstaatlichung des Camisea-Gasfeldes zu arbeiten. Im Anschluss versicherte der 

 
3 https://gestion.pe/peru/politica/bellido-reta-al-congreso-si-no-la-aprueban-reforma-agraria-que-se-

regresen-y-que-la-poblacion-escoja-otros-nndc-noticia/?ref=gesr (abgerufen am 7. November 2021). 

https://gestion.pe/peru/politica/bellido-reta-al-congreso-si-no-la-aprueban-reforma-agraria-que-se-regresen-y-que-la-poblacion-escoja-otros-nndc-noticia/?ref=gesr
https://gestion.pe/peru/politica/bellido-reta-al-congreso-si-no-la-aprueban-reforma-agraria-que-se-regresen-y-que-la-poblacion-escoja-otros-nndc-noticia/?ref=gesr
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Wirtschafts- und Finanzminister Pedro Francke jedoch, dass eine Verstaatlichung nicht die 

Verstaatlichung privater Aktivitäten bedeute, sondern diese lediglich „in den Dienst des 

Landes stelle“.4 Solche ambivalenten Aussagen bereiten möglichen Investoren 

Kopfschmerzen. 

 

Im Zuge der Diskussionen um mögliche Enteignungen kam es Ende Oktober in der Region 

Ayacucho zu einem Aufstand mit Brandlegungen und Plünderungen durch Bergbaugegner, 

die die Schließung mehrerer Minen erzwangen. So wurde auch zeitweise die Tätigkeit des 

Bergbauunternehmens „Antamina“, das in der Region eine der weltweit größten Kupfer- und 

Zinkminen unterhält, eingestellt. Auf politischer Ebene reagierte die Regierung äußerst 

zögerlich. Die neue Premierministerin bezeichnete die Proteste trotz der Gewaltausbrüche 

seitens der Demonstranten als legitim. Kurz nach den Vorfällen mobilisierte Castillo das 

Militär, um die Bürgersicherheit im Land herzustellen. Doch statt das Militär in die 

Bergbauregionen zu senden, bezogen sich die Maßnahmen zum größten Teil auf die 

Hauptstadt. 

 

Ein weitere fehlgeleitete Initiative der Regierung ist die geplante Steuerreform. Die Exekutive 

hat den Kongress um legislative Befugnisse zur Verabschiedung einer Steuerreform gebeten. 

Wirtschafts- und Finanzminister Francke erklärte, dass die Steuern für die reichsten Bürger 

und Unternehmen erhöht werden müssten. Unabhängig von den Konsequenzen für die 

Wettbewerbsfähigkeit des Landes stellt sich angesichts des Missmanagements großer Teile 

der öffentlichen Verwaltung die Frage, ob Verstaatlichungen und höhere Steuern überhaupt 

sinnvolle Maßnahmen zur Bewältigung der sozialpolitischen Herausforderungen wären. 

 

Insgesamt leidet die Professionalität der öffentlichen Verwaltung unter dem Management der 

neuen Regierung. Denn bei Personalentscheidungen im Beamtenapparat werden Mitglieder 

von Gewerkschaften und linken Interessengruppen aus politischen Gründen bevorzugt. 

Selbst hohe Militärs wurden ausgetauscht, weil sie sich gegen fragwürdige Beförderungen 

innerhalb der Streitkräfte gestellt hatten. Dieser Trend stellt die Handlungsfähigkeit der 

öffentlichen Verwaltung des Staates weiter in Frage.  

 

Außenpolitisch ist die Bilanz des neuen Präsidenten ebenfalls dürftig. Mitte September 

unternahm Pedro Castillo seine erste Auslandsreise nach Mexiko und in die USA, um an 

multilateralen Treffen der Vereinten Nationen, der Organisation Amerikanischer Staaten und 

der Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten teilzunehmen. In einer 

Rede vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen betonte er die demokratische 

Ausrichtung seiner Regierung, die wirtschaftliche Stärke Perus und die Notwendigkeit der 

internationalen Zusammenarbeit bei der Impfung gegen das Corona-Virus. Castillo nutzte die 

Zeit in New York aber auch, um sich mit Venezuelas Machthaber Nicolás Maduro über die 

Zukunft der sozialistischen Bewegung in Lateinamerika auszutauschen. Das Treffen löste in 

Peru heftige Kritik aus, weshalb Außenminister Óscar Maúrtua über die kontroverse 

Zusammenarbeit mit dem Maduro-Regime vom Kongress befragt wurde. Inzwischen hat die 

peruanische Regierung den Vertreter der Maduro-Regierung als neuen Botschafter 

akkreditiert und sich von der Lima-Gruppe, die das venezolanische Regime verurteilt, 

abgewandt. 

 

Generell verfolgen der Präsident und seine Regierung eine nationalistische Außenpolitik. 

Außenminister Óscar Maúrtua hingegen vertritt eine internationalistische Haltung, die mit der 

Wahrung der Demokratie, der Menschenrechte und der Förderung des internationalen 

Handels einhergeht, was wiederum von der extremen Linken kritisiert wird. Diese Dichotomie 

wird sich wahrscheinlich nicht auflösen, weil weder der Präsident noch das diplomatische 

Corps an einem Entgegenkommen interessiert scheinen. Dementsprechend werden sich die 

 
4 https://elcomercio.pe/economia/mef-pedro-francke-nacionalizar-el-gas-de-camisea-no-significa-

estatizar-la-actividad-privada-pedro-castillo-nndc-noticia/ (abgerufen am 7. November 2021). 

https://elcomercio.pe/economia/mef-pedro-francke-nacionalizar-el-gas-de-camisea-no-significa-estatizar-la-actividad-privada-pedro-castillo-nndc-noticia/
https://elcomercio.pe/economia/mef-pedro-francke-nacionalizar-el-gas-de-camisea-no-significa-estatizar-la-actividad-privada-pedro-castillo-nndc-noticia/
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außenpolitischen Veränderungen unter dem neuen Präsidenten auf punktuelle Initiativen 

statt strukturelle Umgestaltungen beschränken. 

 

Fazit 
 

Nach 100 Tagen im Amt ist keine klare Führungslinie des peruanischen Präsidenten zu 

erkennen. Nachdem Pedro Castillo sein Regierungsprogramm und seine 

Personalentscheidungen anfänglich an den Vorstellungen des radikalen Parteiführers Cerrón 

ausgerichtet hatte, distanzierte er sich letzthin immer weiter von der Partei „Perú Libre“. Das 

Investitionsklima konnte der Präsident nicht verbessern. Eine durchdachte außenpolitische 

Strategie ist nicht erkennbar. 

 

Um trotz der momentanen politischen Situation endlich Ergebnisse vorweisen zu können, 

wird sich die Regierung neue Verbündete suchen müssen. Dafür müsste der Präsident jedoch 

Zugeständnisse gegenüber den moderaten Fraktionen im Kongress machen. Wie eine 

Konsolidierung mit dem Establishment aussehen könnte, bleibt jedoch weiter unklar. Deshalb 

wird das Land auch in den kommenden Monaten von politischer Ungewissheit geprägt sein. 
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